
ANLAGE 
Stellungnahme der Verwaltung in der Sitzungsvorlage WP 09-14 SV 61/215 (beraten im 
Stadtentwicklungsausschuss am 6. November 2013) 
 
Bevor im Einzelnen auf den Antrag selbst eingegangen wird, sollen zum besseren 
Verständnis die beiden Begriffe „Urban Gardening“ und „Essbare Stadt“ kurz erläutert 
werden. 
„Urban Gardening“: 
Im Kern geht es zunächst um „Landwirtschaft“ in einem städtischen Umfeld, innerhalb der 
bebauten Teile einer Stadt. Die Anlage von Nutzgärten für und durch die Stadtbevölkerung 
gibt es schon seit Jahrhunderten. Die Gärten wurden und werden auf den eigenen 
Grundstücken angelegt oder auf Gemeinschaftsgrundstücken. 
Ziel damals wie heute war zunächst die Teil-Versorgung mit lokal angebauten Produkten, 
insbesondere Obst und Gemüse. 
Auch in Hilden hat es im vergangenen 20.Jahrhundert insbesondere nach dem I. und 
II.Weltkrieg eine Reihe von Siedlungen gegeben, die über große Grundstücke für 
Selbstversorgergärten verfügten. 
Diese Funktion wurde in den meisten Fällen bis heute aufgegeben und auf den 
Grundstücken Ziergärten angelegt bzw. die Grundstücke verkleinert, bebaut oder sonstwie 
anders genutzt. 
Im aktuellen Kontext wird unter „Urban gardening“ insbesondere die erneute (Teil-) 
Versorgung einer zunehmend verstädterten Bevölkerung mit Obst- und Gemüseprodukten 
verstanden. 
Je kleiner der Anteil privat nutzbarer Grünflächen, desto größer das Bedürfnis betroffener 
Bevölkerungsschichten nach Ersatz – auch in Form von Flächen für „Urban Gardening“. 
Aus diesem Grund finden sich aktuelle Formen und Beispiele für „Urban Gardening“ in 
Deutsch-land in erster Linie in den Großstädten, etwa Berlin, Hamburg, München, Köln. In 
unserer Region gibt es entsprechende Projekte in Wuppertal. 
In der Regel verfügen diese Projekte über eine Form der Selbstorganisation, meist als ge-
meinnütziger Verein. 
„Essbare Stadt“: 
Hierbei handelt es sich um eine Variante des Urban Gardening, die noch stärker darauf 
ausgerichtet ist, in der Stadt eine neue Qualität der Freiraumnutzung zu erreichen, und zwar 
durch die Anreicherung der Stadt mit Fruchtgehölzen und Nutzbiotopen. 
Die erzeugten Produkte, die überall im Stadtgebiet angebaut werden sollen, sind nach dem 
Motto „Pflücken erlaubt statt Betreten verboten“ für die Bewohner der Stadt frei und 
kostenlos. 
In NRW ist es die Stadt Minden, die erste Schritte in diese Richtung gegangen ist. 
Bundesweit bekannt sind zudem die Stadt Andernach (Rheinland-Pfalz) und die Stadt Kassel 
(Hessen). 
Die Dauerhaftigkeit der angelegten Nutzpflanzen-Flächen wird in Andernach durch die Stadt 
selbst bzw. eine gemeinnützige GmbH gewährleistet, auch anderswo ist die Kooperation mit 
den Städten für das Funktionieren eine wichtige Voraussetzung. 
Nun zum Antrag auf Gelände der Albert-Schweitzer-Schule ein vergleichbares Projekt zu 
initieren: 
Aus Sicht der Verwaltung sollte dem Antrag nicht gefolgt werden. Dies ergibt sich aus 
folgenden Gründen: 

1. Hilden ist von seiner städtischen Struktur her nicht mit den genannten Großstädten 
vergleichbar. Zwar ist Hilden dicht besiedelt und verfügt nur über wenige öffentliche 
Freiflächen im unmittelbar bebauten Siedlungsraum. Jedoch wird dies in weiten 
Teilen deutlich kompensiert durch vielfältige private Grün- und Freiflächen. Dazu 
kommt ein umfangreiches Angebot an Kleingartenflächen. Bei diesen gibt es derzeit 
keinen Nachfragedruck. 

2.  Die in den größten deutschen Städten für das „Urban Gardening“ affinen sozialen 
Gruppierungen, insbesondere eine relevante studentische „Szene“, sind in Hilden 
nicht vorzufinden. Hilden ist dazu zu klein und von seiner Sozialstruktur her zu wenig 



differenziert. Es kann mit Fug und Recht bezweifelt werden, ob es in Hilden ein 
ausreichend großes Bevölkerungsreservoir gibt, welches für ein längerfristiges 
Engagement in einem einschlägigen Projekt erforderlich ist. 

3.  Eine organisierte Nachfrage nach Flächen für „Urban Gardening“ oder für die 
„Essbare Stadt“ hat es bisher nicht gegeben. Die Beispiele aus anderen Städten 
zeigen jedoch, dass für ein über längere Zeit funktionierendes Projekt 
Organisationsstrukturen (wie etwa ein Verein) unabdingbar sind. Diese werden 
insbesondere als Ansprechpartner für die Stadt und neue Interessenten gebraucht. 
Es gibt allerdings ein kleines selbstorganisiertes „Pilot-Projekt“ auf der städtischen 
Fläche im Eckbereich von Feldstraße und Poststraße, bei dem vor einigen Wochen 
die ersten Pflanzen gesetzt wurden. Dort befindet man sich jetzt in einer „Testphase“, 
in der man die Reaktion der Quartiersbevölkerung abwarten möchte. 

4.  Je nach Nachfrage und Fläche müssen praktische Aspekte durch die Stadt 
organisiert werden, etwa die Wasserver-  und Entsorgung, die Müllabfuhr und die 
Erschließung (Parkplätze für Besucher). Im Bereich der Albert-Schweitzer-Schule 
wäre das angesichts der beantragten Flächen-Größe sicher erforderlich. 

5.  Der Zuschussbedarf für die Einrichtung eines solchen Projektes ist nicht kalkulierbar. 
Zwar wird das Thema Spenden aufkommen, vielleicht auch der Verkauf produzierten 
Obst und Gemüses. Insbesondere bei einem Projekt auf städtischem Grund und 
Boden wird aber eine finanzielle oder geldwerte Beteiligung der Stadt immer zu 
diskutieren sein. 

6.  Das Aufstellungsverfahren für den Bebauungsplan Nr. 254 (mit 46. Änderung des 
Flächen-nutzungsplanes) ist mittlerweile weit fortgeschritten. Die Offenlage ist 
durchgeführt, in gleicher Sitzung stehen die Abhandlung der Anregungen aus der 
Offenlage sowie der Satzungsbeschluss an. Die Chance, auf dem Gelände der 
Albert-Schweitzer-Schule ein modernes und zukunftsfähiges innenstadtnahes 
Wohnquartier zu errichten, sollte nicht vertan wer-den. Dies gilt insbesondere auch für 
die Möglichkeit, hier in Teilen öffentlich geförderte Wohnungen durch die stadteigene 
WGH errichten zu lassen. 

 
Abschließend ist die Verwaltung der Auffassung, dass dem Antrag nicht statt gegeben 
werden sollte, da das Gelände der ehemaligen Albert-Schweitzer-Schule dafür zu wertvoll 
und zu groß ist. Vielmehr sollte man den Verlauf des Projektes an der Feldstraße/Poststraße 
aufmerksam beobachten und bei einer positiven Entwicklung andere, kleinere (und damit für 
den Gedanken „Urban Gardening“ leichter zugängliche) städtische Flächen für konkrete 
Interessenten zur Verfügung stellen. 
 
gez.  
H. Thiele 
 
 
Auszug aus der Niederschrift Haupt- und Finanzausschusses, 04.12.2013 
3.1 Anregung gem. § 24 GO NRW Durchführung eines Pilotprojektes "Urban-Gardening" 
oder "Essbare Stadt" auf dem Gelände der Albert-Schweitzer-Schule WP 09-14 SV 61/215 
 
Antragstext: 
Der Arbeitskreis Kommunalpolitik Hilden der Piratenpartei NRW und der Antragsteller Andres 
Benoit bitten den Rat und die Verwaltung der Stadt Hilden darum, sich bei den Planungen für 
eine Neunutzung des Albert-Schweitzer-Geländes mit folgender Frage zu beschäftigen: 
Ist das Albert-Schweitzer-Gelände geeignet, um auf den noch unbebauten Flächen ein 
Pilotprojekt für Urban Gardening oder „Essbare Stadt“ durchzuführen? 
Abstimmungsergebnis: 
Mit 2 Ja Stimmen (Fraktion BÜRGERAKTION) gegen 18 Nein-Stimmen (übrige Fraktionen 
und Bürgermeister) mehrheitlich abgelehnt 


